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Vorblatt 


Gewährung einer einmaligen Überbrückungszulage 


Anlaß 

Ausgelöst durch Tarifgespräche in einzelnen Gemeinden im 
September 1969 kam es zu allgemeinen Tarifgesprächen zwi- 
schen der Tarifgemeinschaft des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden einerseits sowie den Gewerkschaften andererseits. 
Sie führten zur Gewährung einer einmaligen Überbrückungs- 
zulage an die Angestellten und Arbeiter des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden. Die gleichen Voraussetzungen für die Not- 
wendigkeit einer Überbrückungszulage waren auch für die 
Beamten, Richter und Versorgungsempfänger des Bundes ge- 
geben. Deshalb erklärte sich die- Bundesregierung zur Zahlung 
einer einmaligen Überbrückungszulage auch an diesen Perso- 
nenkreis bereit. 

Inhalt 

Der Gesetzentwurf sieht eine einmalige Überbrückungszulage 
in Höhe von 300 DM für die Empfänger von Dienst- oder Amts- 
bezügen und von Versorgungsbezügen sowie von 150 DM für 
die Empfänger von Unterhaltszuschüssen und von 100 DM für 
Vollwaisen vor. Die Uberbrückungszulage ist — im Vorgriff 
auf die hier vorliegende gesetzliche Regelung — mit den 
Novemberbezügen gezahlt worden. 

Zum Ausschußbeschluß 

Der von allen Fraktionen eingebrachte Entwurf übernimmt 
einen Vorentwurf der Bundesregierung; er war bei der Aus- 
schußberatung nicht umstritten. 

Kosten 

Die Kosten betragen für den Bund 179,9 Millionen DM und für 
die Bundesbahn 152,2 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
einer einmaligen Uberbrückungszulage 

— Drucksache VI /84 — 


A. Bericht des Abgeordneten Spillecke 


Der Antrag wurde in der 15. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 28. November 1969 an den 
Innenausschuß sowie zur Mitberatung und gemäß 
§ 96 GO an den Haushaltsausschuß überwiesen. Der 
Innenausschuß hat den Antrag in seiner 2. Sitzung 
beraten und den Gesetzentwurf einstimmig ohne 
Änderungen angenommen. 

Der Haushaltsausschuß hat gegen den Entwurf 
keine Bedenken geäußert; seinen Bericht nach § 96 
GO wird er gesondert vorlegen. 

Der interfraktionelle Antrag übernimmt wörtlich 
einen vom Bundesministerium des Innern ausge- 
arbeiteten und im Gemeinsamen Ministerialblatt 
1969 Seiten 455 und 477 abgedruckten Entwurf und 
soll die gesetzliche Grundlage für die an den in § 1 
genannten Personenkreis gezahlte Überbrückungs- 
zulage schaffen. In den Kabinettssitzungen vom 
23. September sowie 1. und 8. Oktober 1969 war die 
Notwendigkeit anerkannt worden, auch für die Be- 
soldungs- und Versorgungsempfänger eine Uber- 
brückungszulage zu zahlen, nachdem dies in den 
Tarifgesprächen mit den Tarifpartnern des Bundes 


auch für die Angestellten und Arbeiter des Bundes 
vereinbart worden war. 

§ 1 bestimmt den Personenkreis, an den die Uber- 
brückungszulage gezahlt wird. 

§ 2 regelt die Höhe der Überbrückungszulage. 

§ 3 enthält eine Staffelung der Überbrückungs- 
zulage für den Fall, daß die in § 1 genannten Be- 
rechtigten erst vom 1. November oder vom 1. De- 
zember 1969 an Bezüge erhalten. 

§ 4 regelt Anspruchskonkurrenzen und bestimmt 
vor allem, daß die Überbrückungszulage für jeden 
Berechtigten nur einmal gezahlt wird. 

§ 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 6 bestimmt das Inkrafttreten mit Wirkung vom 
1. Oktober 1969. 


Bonn, den 2. Dezember 1969 


Spillecke 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/84 — unver- 
ändert anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Dezember 1969 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Spilledce 

Vorsitzender Berichterstatter 
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